
J o u r n a lA u s g a b e  4 / 2 0 1 8

I n h a l t

Steuern und Rechnungswesen | Seite 1  –  6

Steuertipps zum Jahreswechsel – Seite 1 – 3 
Editorial – Seite 2
Steuergesetzänderungen – Seite 3
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung – Seite 3
Neue Beitragsregelungen in der gesetzlichen Krankenversicherung – Seite 4
Abschreibung von Biogasanlagen – Seite 4
Umsatzsteuer auf Wärmelieferungen aus Biogasanlagen – Seite 4 
Vermieter im Fokus der Steuerprüfer – Seite 5
Kfz-Steuerbefreiung für Sattelzugmaschinen möglich? – Seite 5
Verlängerung des Baumschulerlasses – Seite 5
Diese Unterlagen dürfen Sie ab 2019 vernichten – Seite 5
Inventur – Körperliche Bestandsaufnahme notwendig – Seite 6
Verluste aus Aktienverkäufen bei privaten Kapitaleinkünften – Seite 6
Steuerfreiheit prüfen! – Entschädigungen für Stromleitungen über  
Privatgrundstücken – Seite 6
Kindergeld – Antragsfristen beachten! – Seite 6

GmbH Spezial | Seite 7

Bei Spenden einer GmbH mögliche vGA prüfen – Seite 7
Neue Vorschriften zur Einreichung der Gesellschafterliste – Seite 7

Recht | Seite 7  –  8

Teilzeit- und Befristungsgesetz - neue Regelungen für Brückenteilzeit – Seite 7
Mindestlohn – Erhöhung ab 2019 in zwei Stufen – Seite 8

Internes | Seite 8

Weihnachtsgrüße – Seite 8
Einladung zu den regionalen Fachvortragsveranstaltungen – Seite 8
Steuertermine Januar bis März 2019 – Seite 8
Impressum – Seite 8



is
to

ck
ph

ot
o_

gp
oi

nt
st

ud
io

 

Welche steuerlichen Gestaltungen können vor dem Jahres­
wechsel 2018/2019 noch ausgenutzt werden? An welchen 
Stellen sind noch Feinjustierungen für Steueroptimierun­
gen möglich oder nötig? Dazu finden Sie im Folgenden  
eine Auswahl an Hinweisen. Bitte beachten Sie, dass die­
se Informationen keinen Anspruch auf Vollständigkeit  
erheben und eine individuelle steuerliche Beratung nicht 
ersetzen können. Wenn im Folgenden das Ende eines  
Wirtschaftsjahres genannt wird, ist damit nicht zwingend 
der Silvestertag gemeint. Ein Wirtschaftsjahr kann mit 
dem Kalenderjahr übereinstimmen oder davon abweichen, 
beispielsweise vom 1. Juli bis zum 30. Juni. Ihre Beratungs­
stelle steht Ihnen mit persönlichem Rat zur Seite, damit  
Sie optimal vorbereitet in das Jahr 2019 starten können.

Für alle Unternehmer

■  Investitionsabzugsbetrag
Planen Sie in den nächsten drei Jahren Investitionen in 
bewegliche Wirtschaftsgüter? Ein Investitionsabzugsbe-
trag in Höhe von 40 Prozent der voraussichtlichen An-
schaffungs- oder Herstellungskosten, maximal bis zu 
200.000 Euro, kann Ihren Gewinn in 2018 beziehungs-
weise 2018/19 verringern, sofern die betrieblichen Grö-
ßenmerkmale eingehalten werden: Bei bilanzierenden 
Gewerbebetrieben oder Freiberuflern darf das im Jah-
resabschluss ausgewiesene Betriebsvermögen 235.000 
Euro nicht übersteigen. Für Land- und Forstwirte gilt 
ein Wirtschafts- beziehungsweise Ersatzwirtschafts-
wert von 125.000 Euro als Obergrenze. Wird der Ge-
winn durch Einnahmenüberschussrechnung ermit-
telt, darf ein Investitionsabzugsbetrag nur bis zu einer 
Gewinngrenze von 100.000 Euro in Anspruch genom-
men werden. 

■  Sonderabschreibungen
Schaffen Sie im aktuellen Wirtschaftsjahr noch beweg
liche Wirtschaftsgüter an, können Sie Sonderabschrei-
bungen bis zu 20 Prozent der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten in Anspruch nehmen. Voraussetzung 
ist wie beim Investitionsabzugsbetrag, dass die dort  
genannten betrieblichen Größenmerkmale nicht über-
schritten werden. Die Gesamthöhe der Sonderabschrei-
bungen ist nicht begrenzt. 

■  Geringwertige Wirtschaftsgüter
Der Einkauf oder die Herstellung von Werkzeugen, 
Kleinmaschinen, Betriebsvorrichtungen oder auch  
Büroausstattung vor dem Jahreswechsel kann bei der 
Steueroptimierung helfen. So ist es möglich, die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten abnutzbarer be-
weglicher Wirtschaftsgüter von nicht mehr als 800 Eu-
ro netto in voller Höhe als Betriebsausgaben im Jahr 
der Anschaffung abzuziehen. Für abnutzbare bewegli-
che Wirtschaftsgüter zwischen 250 Euro und 1.000 Euro 
kann alternativ ein sogenannter Sammelposten gebildet 
werden, der über fünf Jahre abzuschreiben ist. Das Wahl-
recht, einen Sammelposten zu bilden oder die Sofortab-
schreibung zu wählen, müssen Sie für alle Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten zwischen 250 und 1.000 Euro 
innerhalb eines Wirtschaftsjahres einheitlich ausüben. 

■  Reparaturen
Reparaturen von Betriebsgebäuden, Betriebsvorrich-
tungen, Maschinen oder Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung führen zu gewinnmindernden Erhaltungs-
aufwendungen. Bei einer Gewinnermittlung durch 
Einnahmenüberschussrechnung ist das Datum der  
Bezahlung maßgebend. Für bilanzierende Unternehmen  
kommt es für die zeitliche Zuordnung darauf an, in  
welchem Wirtschaftsjahr die Reparaturen durchgeführt 
werden. Bilanzierende Betriebe können zudem Rück-
stellungen für unterlassene Instandhaltungen gewinn-
mindernd berücksichtigen. Solche Rückstellungen kön-
nen allerdings nur gebildet werden, wenn die Arbeiten  
innerhalb des ersten Quartals des neuen Wirtschaftsjah-
res ausgeführt werden und es sich nicht um turnusmäßig 
wiederkehrende Erhaltungsarbeiten handelt. 

■  Gemischte private/betriebliche Aufwendungen
Aufwendungen, die teils betrieblich und teils privat 
veranlasst sind, können nach entsprechender Auftei-
lung und Zuordnung anteilig als Betriebsausgaben  
berücksichtigt werden. Haben Sie zum Beispiel an einer  
gemischten Urlaubs- und Fachseminarreise teilgenom-
men, können Sie alle Aufwendungen, die mit dem Fach
seminar zusammenhängen, wie zum Beispiel anteilige 
Fahrtkosten oder Seminargebühren, als Betriebsausga-
ben abziehen. Auch Aufwendungen aus Anlass eines Be-

triebsjubiläums, eines erfolgreich bestandenen Examens 
oder einer Verabschiedungsfeier, an denen neben Ge-
schäftsfreunden auch private Gäste teilgenommen ha-
ben, führen zum teilweisen Betriebsausgabenabzug. 

Steuertipps zum Jahreswechsel
Gut vorbereitet ins neue Jahr starten
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E d i t o r i a l

Dr. Willi Cordts

Liebe Leserin, lieber Leser,

in diesem Herbst erinnern verschiedene Jubiläen an 
die Anfänge, aber auch an schicksalsreiche Rück-
schläge auf dem Weg zu unserer demokratischen 
Grundordnung: Wir denken an den Kieler Matrosen-
aufstand vor 100 Jahren und die Novemberrevoluti-

on, die zum Sturz der Monar
chie und zur Ausrufung der 
Deutschen Republik führte. 
An 100 Jahre Wahlrecht für 
Frauen in Deutschland. Wir 
gedenken der Reichspogrom-
nacht, die eine systematische 
Judenverfolgung im Dritten 
Reich für alle deutlich sicht-
bar machte. Und wir erinnern 
uns an die Öffnung der Ber-
liner Mauer, ein richtungs-
weisender Moment auf dem 

Weg zur deutschen Wiedervereinigung. Ein runder 
Geburtstag, der in der breiten Öffentlichkeit weni-
ger stark wahrgenommen wird, ist das 100-jähri-
ge Jubiläum der deutschen Finanzgerichtsbarkeit. 
Am 1. Oktober 1918 wurde der Reichsfinanzhof in  
München als Vorgänger des heutigen Bundesfinanz
hofes errichtet.

Der Rechtsstaat gehört zu den großen Errungen-
schaften unseres Gemeinwesens. Wird in Deutsch-
land jemand in seinen Rechten verletzt, so steht ihm 
der Weg zu den Gerichten offen. Die Finanzgerichts-
rechtsprechung hat einen enormen Umfang: Jährlich 
werden mehr als 30.000 Klagen bei den Finanzge-
richten erhoben und mehr als 2.000 Verfahren dem 
Bundesfinanzhof zur Überprüfung vorgelegt. Die 
Bedeutung der Gerichte können Sie auch an der An-
zahl der Finanzgerichtsentscheidungen erkennen, 
über die das SHBB Journal in jeder Ausgabe infor-
miert. Wir berichten deutlich mehr über Gerichts
urteile und den sich daraus ergebenden Verwaltungs-
regelungen als über Korrekturen der Steuergesetze 
oder echte Steuerreformen. Letztlich ist dies auch 
ein Spiegelbild der Qualität der Steuergesetzgebung 
unseres Landes. Denn die am stärksten beachteten 
Steueränderungen der letzten Jahre wurden eben 
nicht von den Parlamenten in Fürsorge für Bürger 
und Unternehmen auf den Weg gebracht. Sie beru-
hen vielmehr auf Urteilen der Finanzgerichte und 
vor allem des Bundesverfassungsgerichtes. Beispiele  
sind etwa die Entscheidungen zur Erbschaftsteu-
er, zur Grundsteuer oder zur steuerlichen Freistel-
lung des Existenzminimums. Doch warum sind die 
Gerichte immer stärker Motor der Steuerrechtsent-
wicklung? Die Ursachen liegen auf der Hand: Geset-
ze werden allzu oft mit heißer Nadel gestrickt, und 
die öffentliche Hand scheut sich vor grundlegenden  
Reformen, die mit deutlicher Reduzierung der Ein-
nahmen verbunden sind. Daher unser anhaltender 
Appell an alle politisch Verantwortlichen: Wir brau-
chen eine Steuergesetzgebung, die einer klaren Syste-
matik folgt, die damit Rechts- und Planungssicherheit 
für die Zukunft schafft und die insbesondere nicht 
kurzfristigen fiskalischen oder gar wahltaktischen 
Interessen geopfert wird.

Ihr

 Fortsetzung von Seite 1



■  Arbeitgeberfinanzierte Altersversorgung
Die betriebliche Altersversorgung wird steuerlich geför-
dert und kann ein interessanter Vergütungsbestandteil 
für Ihre Mitarbeiter sein. Sie kann grundsätzlich allen 
Mitarbeitern gewährt oder aber auf bestimmte Grup-
pen beschränkt werden. Für die betriebliche Altersver-
sorgung kommen verschiedene Durchführungswege in 
Betracht. Weit verbreitet ist zum Beispiel die Direktver-
sicherung. Zu beachten ist dabei, dass Prämien für eine 
Direktversicherung lediglich bis zur Höhe von maxi-
mal acht Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der  
allgemeinen Rentenversicherung steuerfrei sind. Auch 
bei einer Beschäftigung in den östlichen Bundeslän-
dern ist die Beitragsbemessungsgrenze West maßgeb-
lich, sodass für das Jahr 2018 bundeseinheitlich maximal 
6.240 Euro steuerfrei gewährt werden können.

Es ist allerdings zu beachten, dass der sozialversiche-
rungsfreie Höchstbetrag lediglich vier Prozent der Bei-
tragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenver-
sicherung beträgt. Dementsprechend kann für das Jahr 
2018 ein Betrag in Höhe von 3.120 Euro auch sozialver-
sicherungsfrei gewährt werden. Der diesen Betrag bis 
zu einem Maximalbetrag von 6.240 Euro übersteigen-
de Betrag ist zwar steuer- aber in der Regel nicht sozial-
versicherungsfrei.

Für bilanzierende Unternehmer

■  Inventur
Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Buchführung 
sind Bestandsaufnahmen am Ende eines jeden Wirt-
schaftsjahres in Form der Inventur. Das gilt für sämt-
liche Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten und 
andere Schuldposten, selbst wenn diese bereits in voller 
Höhe abgeschrieben sind. Die Bestandsaufnahme ist zu 
dokumentieren und aufzubewahren. 

■  Bewertung des Vorratsvermögens
Im Rahmen der Inventur sollten Sie die Bewertung Ih-
rer Waren, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, fertigen und 
unfertigen Erzeugnissen und Leistungen sowie eventuell 
geleisteter Anzahlungen überprüfen. „Ladenhüter“ sind 
unter Umständen gewinnmindernd auf den niedrigeren 
Teilwert abzuschreiben. Bitte beachten Sie: Eine wesent
liche Voraussetzung für die Bewertung unterhalb der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten ist, dass eine 
voraussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt. Eine  
nur vorübergehende Wertminderung reicht für eine Ab-
wertung nicht aus. Wird in folgenden Wirtschaftsjahren 
der niedrigere Teilwert nicht mehr nachgewiesen, muss 
zwingend eine Wertaufholung vorgenommen werden. 
Damit das Finanzamt die Abwertung der Vorräte später  
auch akzeptiert, empfiehlt es sich, geeignete Informatio
nen über die Bewertungsgrundlagen, Vergleichswerte, 
Marktpreisentwicklungen etc. zu sammeln. 

■  Forderungsmanagement
Spätestens vor dem Jahreswechsel sollten alle säumigen 
Kunden auf ihre Zahlungsverpflichtungen hingewiesen 
werden. Um zu vermeiden, dass Kunden die Einrede der 
Verjährung geltend machen können, sind hierbei die 

zivilrechtlichen Verjährungsfristen zu beachten. Auch 
aus steuerlichen Gründen ist ein effektives Forderungs
management wichtig, um beispielsweise dem Finanzamt 
bei einer eventuell gebotenen Pauschal- oder Einzelwert-
berichtigung von Forderungen entsprechende Nachweise 
vorlegen zu können.

■  Thesaurierungsbegünstigung
Einzelunternehmer und Gesellschafter von Personen-
gesellschaften können nicht entnommene Gewinne auf 
besonderen Antrag mit 28,25 Prozent versteuern. Die 
Thesaurierungsbesteuerung ist allerdings im Regelfall 
wirtschaftlich nur dann sinnvoll, wenn über mehrere 
Jahre sehr hohe Gewinne erzielt werden und die liquiden 
Mittel nicht für die private Lebensführung entnommen 
werden müssen. Kommt es nämlich zu einer späteren 
Entnahme der zunächst begünstigt besteuerten Gewin-
ne, wird eine zusätzliche „Strafsteuer“ von 25 Prozent fäl-
lig. Wer von der Thesaurierungsbesteuerung Gebrauch 
machen möchte, sollte daher gegebenenfalls bereits vor 
dem Ende des Jahres 2018 möglichst viele verfügbare 
liquide Mittel aus dem Betriebsvermögen entnehmen.

■  Vergütungen des GmbH-Gesellschafter-Geschäfts-
führers
Soll in 2019 ein höheres Gehalt oder eine Sonderzahlung 
gezahlt werden, ist hierfür im Vorwege ein Gesellschaf-
terbeschluss notwendig, damit die höheren Vergütun-
gen vom Finanzamt anerkannt werden. 

Für Einnahmenüberschussrechner

■  Zeitliche Verschiebung von Zahlungen
Bei der Einnahmenüberschussrechnung wird der Ge-
winn anhand des Zu- und Abflusses von Betriebsein-
nahmen und Betriebsausgaben ermittelt. Wird für 2018 
ein hoher Gewinn erwartet, kann es sich lohnen, bis zum 
Jahreswechsel noch Betriebsausgaben vorzuziehen, um 
dadurch die Steuerlast 2018 zu mindern. Eigene Liefe-
rungen und Leistungen können später in Rechnung ge-
stellt oder es kann ein längeres Zahlungsziel vereinbart 
werden, um so Betriebseinnahmen in das Jahr 2019 zu 
verschieben. Für regelmäßige Zahlungen gilt folgende 
Sonderregelung: Regelmäßig wiederkehrende Zahlun-
gen innerhalb von zehn Tagen vor oder nach dem Jah-
reswechsel mindern den Gewinn des Jahres, zu dem sie 
wirtschaftlich gehören. Dies betrifft zum Beispiel Miet-
zahlungen, Versicherungsleistungen und Umsatzsteuer
zahlungen. Werden Rechnungen mittels Kreditkarte  
beglichen, so gehören noch sämtliche Ausgaben in das 
Jahr 2018, für die der Belastungsbeleg noch bis zum 
31. Dezember unterschrieben wurde. 

Für Vermieter

■  Verbilligte Vermietung an Angehörige
Wird eine Wohnung oder ein Haus verbilligt an Ange-
hörige vermietet, können Werbungskosten auch dann 
noch im vollen Umfang abgezogen werden, wenn die 
Miete nicht weniger als 66 Prozent der ortsüblichen Mie-
te beträgt. Liegt die Miete unterhalb dieses Grenzwer-
tes, dürfen Werbungskosten nur anteilig im Verhältnis  
von tatsächlicher zu ortsüblicher Miete berücksichtigt 
werden. Prüfen Sie, ob die tatsächliche Miete gegebe-
nenfalls entsprechend der Entwicklung der ortsüblichen 
Miete anzupassen ist. 

Für alle Steuerpflichtigen

■  Altersvorsorge
Überprüfen Sie, ob es wirtschaftlich zweckmäßig ist, Ihre 
Beiträge für Altersvorsorgeaufwendungen in 2018 noch 
zu erhöhen. Für 2018 können Ledige maximal 23.712 Eu-
ro und Verheiratete 47.424 Euro steuerwirksam  
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aufwenden. Bei Arbeitnehmern verringern sich die 
Höchstgrenzen um die steuerfreien Arbeitgeberanteile.

■  Handwerkerarbeiten
Der Fiskus beteiligt sich an Reparaturarbeiten, die in  
Ihrem selbst genutzten Haus oder in der selbst genutzten 
Wohnung ausgeführt werden. Ob Sie zur Miete oder im 
eigenen Haus oder in einer eigenen Wohnung wohnen, 
ist unerheblich. So können Sie auf Antrag 20 Prozent der 
Lohnaufwendungen, höchstens jedoch 1.200 Euro pro 
Jahr von der Steuer abziehen. Wer den Höchstbetrag in 
diesem Jahr bereits ausgeschöpft hat, verschiebt unter 
Umständen die Arbeiten oder die Bezahlung ins nächste 
Jahr. Zur Beachtung: Es muss zwingend eine Rechnung 
vorliegen und per Überweisung gezahlt werden. Barzah-
lungen werden vom Finanzamt nicht anerkannt.

■  Haushaltsnahe Dienstleistungen
Als haushaltsnahe Dienstleistungen können Aufwen
dungen für Haushaltshilfen oder handwerkliche Arbei-
ten im oder rund um das Haus oder die Wohnung antei-
lig von der Steuer abgesetzt werden. Auch bei Aufnahme 
eines Au-Pairs in Ihrer Familie beteiligt sich der Fiskus 
an den Kosten: Den auf die Kindererziehung entfallenden 
Anteil können Sie als Kinderbetreuungskosten und die auf 
leichte Hausarbeiten anteilig entfallenden Aufwendun-
gen als haushaltsnahe Dienstleistungen berücksichtigen. 

■  Spenden
Besonders in der Zeit zum Jahresende steigt die allge-
meine Spendenbereitschaft. Möchten Sie das Einkom-
men des Jahres 2018 hierdurch mindern, muss die Zah-
lung noch rechtzeitig in diesem Jahr ausgeführt werden. 
Bedenken Sie die vielen Feiertage zum Jahresende und 
die dadurch reduzierten Bankarbeitstage. 

■  Freistellungsauftrag
Um eine Besteuerung Ihrer Kapitaleinkünfte zu vermei-
den, überprüfen Sie, ob Sie Ihren Kreditinstituten Frei-
stellungsaufträge in zutreffender Höhe erteilt haben. Sie 
können bei Einzelveranlagung pro Jahr 801 Euro freistel-
len, für Verheiratete, die zusammen veranlagt werden, 
verdoppelt sich dieser Betrag auf 1.602 Euro. Den maxi-
malen Freistellungsauftrag können Sie auf verschiedene 
Kreditinstitute aufteilen. Freistellungsaufträge müssen 
nicht mehr im laufenden Jahr gestellt werden. Sie können 
dies bis zum 31. Januar des Folgejahres nachholen und 
bisher gestellte Freistellungsaufträge für das vergangene 
Jahr ändern. Die Finanzverwaltung hat es den Banken je-
doch freigestellt, an dieser Regelung teilzunehmen. Spre-
chen Sie daher vorsorglich mit Ihrem Kreditinstitut. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzesent­
wurf zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 
Handel mit Waren im Internet und Veränderung wei­
terer steuerlicher Vorschriften fand im November 2018 
eine Mehrheit im Bundestag und Bundesrat. Im Ent­
wurfsstadium wurde das Gesetzesvorhaben noch als 
Jahressteuergesetz 2018 betitelt. Mit der Zustimmung 
des Bundesrates kann das Gesetz nun in Kraft treten. 

Die wesentlichen Gesetzesänderungen stellen sich wie 
folgt dar:

■  Körperschaftsteuer
Der Gesetzgeber hat die seit 
2008 geltende Regelung für An-
teilsübertragungen an einer Ka-
pitalgesellschaft, die zu einem 
anteiligen Untergang von Ver-
lustvorträgen führt, wenn mehr 
als 25 Prozent und bis zu 50 
Prozent der Anteile übertra-
gen werden, rückwirkend für 
Zeiträume ab 1. Januar 2008 er-
satzlos aufgehoben. Der Grund 
dafür ist eine Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts aus März 2017, nach der die bisherige  
Regelung verfassungswidrig ist. 

Es kommt auch weiterhin zu einem vollständigen Ver-
lustuntergang, wenn mehr als 50 Prozent der Anteile 
übertragen werden. Allerdings bestehen bezüglich dieser 
Regelung ernsthafte verfassungsrechtliche Bedenken, zu-
mal bezüglich der Regelung zum vollständigen Verlust-
untergang bereits wieder ein Verfahren beim Bundesver-
fassungsgericht anhängig ist. Entsprechende Bescheide 
sollten daher durch Einspruch offengehalten werden. 

■  Umsatzsteuer
Ab 2019 müssen elektronische Marktplätze, wie zum 
Beispiel Ebay, Aufzeichnungen über die Verkäufer, die 
auf dem elektronischen Marktplatz Waren verkaufen, 
führen. Auf Anforderung sind diese Aufzeichnungen 
der Finanzverwaltung zu übermitteln, sodass diese eine  
effiziente steuerliche Überprüfung der Verkäufer vor-
nehmen kann. Außerdem soll ab 2019 der Betreiber 
des elektronischen Marktplatzes für die Umsatzsteuer 
aus den Verkäufen haften, wenn der Verkäufer die Um-
satzsteuer nicht an das Finanzamt abführt. Der Betrei-

ber haftet unter anderem nur dann nicht, wenn er eine  
Finanzamtsbescheinigung über die steuerliche Erfas-
sung des Verkäufers vorlegen kann. Diese Bescheini-
gung wird auf Antrag des Verkäufers vom zuständigen 
Finanzamt erteilt. Ihre Ausstellung kann verweigert  
werden, wenn der Verkäufer seinen steuerlichen Ver-
pflichtungen nicht nachgekommen ist, und auch nicht 
zu erwarten ist, dass er diesen künftig nachkommen wird. 

Neu geregelt wird die Umsatzbesteuerung des Ver-
kaufs von Gutscheinen, die ab 2019 ausgestellt werden. 
Die Neuregelung übernimmt im Wesentlichen die bis-
herige Handhabung aus der Praxis und unterscheidet 
zwischen Einzweckgutscheinen und Mehrzweckgut-

scheinen. Ein Mehrzweckgut-
schein ist ein Wertgutschein, 
der über einen bestimmten Be-
trag lautet und nicht auf ein be-
stimmtes Produkt beschränkt ist 

– beispielsweise ein Gutschein 
über 100 Euro. Hier entsteht die 
Umsatzsteuer erst mit der Ein-
lösung des Gutscheins. Anders 
ist dies bei einem Einzweckgut-
schein, der für eine bestimm-

te Leistung an einem bestimmten Ort ausgestellt wird, 
beispielsweise für ein Frühstücksbüffet in einem be-
stimmten Restaurant. Hier entsteht die Umsatzsteuer 
bereits mit der Ausgabe des Gutscheins. Entscheidend 
für die Beurteilung ist, ob die zur Besteuerung erfor-
derlichen Informationen bereits bei der Ausstellung 
des Gutscheins vorliegen – dann handelt es sich um  
einen Einzweckgutschein – oder eben nicht – dann  
handelt es sich um einen Mehrzweckgutschein. 

■  Einkommensteuer
In Umsetzung einer Vereinbarung im Koalitionsvertrag 
soll die Elektromobilität steuerlich gefördert werden. Aus 
diesem Grund soll bei der Dienstwagenbesteuerung für 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge der Prozentsatz 
für die private Nutzung von 1,0 auf 0,5 Prozent abge-
senkt werden. Die Neuregelung betrifft Elektro- und Hy-
bridelektrofahrzeuge, die extern aufladbar sind, welche 
in den Jahren 2019, 2020 und 2021 angeschafft oder ge-
least werden. Für vor 2019 oder nach 2021 angeschaff-
te oder geleaste Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge 
greift lediglich der bereits auch bisher gewährte Nach-
teilsausgleich. 

Grenzwerte in der Sozialversicherung
2018 2019

West Ost West Ost
Beitragsbemessungsgrenze allgemeine Rentenversicherung 6.500 5.800 6.700 6.150

Beitragsbemessungsgrenze Knappschaftliche Rentenversicherung 8.000 7.150 8.200 7.600

Beitragsbemessungsgrenze Arbeitslosenversicherung 6.500 5.800 6.700 6.150

Versicherungspflichtgrenze Kranken- und Pflegeversicherung * 4.950 5.062,50

Beitragsbemessungsgrenze Kranken- und Pflegeversicherung 4.425 4.537,50

Durchschnittsverdienstgrenze für geringfügig Beschäftigte  
(Minijobs)

450 450

Geringverdienergrenze Auszubildende (Arbeitgeber trägt die  
Beiträge allein)

325 325

Gesamteinkommensgrenze für Familienversicherung Krankenkasse 435 445

Bezugsgröße Sozialversicherung 3.045 2.695 3.115 2.870

*	 Für Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezember 2002 aufgrund der zu diesem Zeitpunkt geltenden Regelungen wegen des Überschreitens der 
Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht gesetzlich krankenversicherungspflichtig, d. h. versicherungsfrei waren, beträgt die monatliche Versicherungs-
pflichtgrenze ab 2019 4.537,50 Euro. 

Die Bundesregierung hat zum 1. Januar 2019 die Bemessungsgrenzen in der  
Sozialversicherung angepasst. Die Beitragsbemessungsgrenzen geben an, bis zu 
welchem Betrag Arbeitsentgelte sozialversicherungspflichtig sind. Übersteigt der 
Bruttolohn die Bemessungsgrenzen, werden die Beiträge zur Sozialversicherung 
nur bis zur Höhe des jeweiligen Grenzwertes erhoben, und der übersteigende 
Teil ist sozialversicherungsfrei.

Die bundeseinheitlich für die Kranken- und Pflegeversicherung geltende 
Beitragsbemessungsgrenze wird ab 2019 auf 4.537,50 Euro pro Monat ange-
hoben. Hiervon zu unterscheiden ist die Versicherungspflichtgrenze für die 
Kranken- und Pflegeversicherung. Diese gibt an, bis zu welchem monatlichen 
Einkommen eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung besteht. Verdient ein Arbeitnehmer mehr als diesen Grenzwert, kann 
er freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert bleiben oder 
zu einer privaten Krankenversicherung wechseln. 

Alle Jahre wieder …
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung

Steuergesetzänderungen  
Jahressteuergesetz 2018
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In der Praxis wird bisher das Blockheizkraftwerk ei­
ner Biogasanlage oftmals über zehn Jahre und die üb­
rigen Bestandteile der Anlage werden gemäß amtlicher 
AfA-Tabelle einheitlich über einen Zeitraum von 16 Jah­
ren abgeschrieben. Durch ein aktuelles Urteil des Fi­
nanzgerichts Münster (FG) aus Juni 2018 wird diese  
Verfahrensweise hinterfragt.

Im Urteilsfall hatte der Betreiber einer Biogasanlage 
aus dem erzeugten Biogas im betriebseigenen Block-
heizkraftwerk Strom 
und Wärme erzeugt 
und beides getrennt 
veräußert. Einen Teil 
der Abwärme benö-
tigte der Kläger selbst 
für den Fermenter 
der Biogasanlage. 
Abweichend von der 
amtlichen AfA-Ta-
belle schrieb er die 
Biogasanlage nicht 
einheitlich über eine 
Nutzungsdauer von 
16 Jahren ab, sondern 
legte für die einzel-
nen Bestandteile der Anlage eine jeweils unterschied-
liche Nutzungsdauer zugrunde. Das Finanzamt vertrat 
dagegen die Auffassung, die gesamte Biogasanlage müs-
se gemäß amtlicher AfA-Tabelle über einen einheitlichen 
Nutzungszeitraum von 16 Jahren abgeschrieben werden. 

Das FG folgte weitgehend der Rechtsauffassung des 
Klägers. Demnach, so das FG, besteht eine Biogasanla-
ge aus mehreren selbständigen Wirtschaftsgütern. Zu 
diesen zählt das FG neben der Biogasanlage im eigent-
lichen Sinne zum Beispiel das Technikgebäude, die Si-

loplatte und die Fahrzeugwaage. Die Biogasanlage im 
eigentlichen Sinne besteht dagegen als zusammengesetz-
tes Wirtschaftsgut unter anderem aus dem Fermenter, 
den Behältern, der Technik, dem Blockheizkraftwerk 
und dem Transformator. Diese Teile fasst das FG zu ei-
nem Wirtschaftsgut zusammen, da sie nach der Mon-
tage nur zusammen genutzt werden können und es ih-
nen also an selbständiger Nutzungsfähigkeit fehlt. Das 
Blockheizkraftwerk ist nach Auffassung des FG als Teil 
der eigentlichen Biogasanlage anzusehen, da unter ande-

rem seine Abwärme im 
Fermenter der Biogas-
anlage benötigt wird 
und Zweck der Ge-
samtanlage die Erzeu-
gung von Strom und 
Wärme aus Biogas ist. 

Die betriebsgewöhn
liche Nutzungsdauer 
für die eigentliche Bio-
gasanlage setzt das FG 
mit zehn Jahren an, da 
die amtliche AfA-Ta-
belle die technischen 
und wirtschaftlichen 
Entwicklungen bei 

Biogasanlagen in den letzten 15 bis 20 Jahren nicht aus-
reichend berücksichtigt. Auch für die weiteren selbstän-
digen Komponenten der Biogasanlage setzt das FG die 
jeweilige Nutzungsdauer abweichend von der amtlichen 
AfA-Tabelle an.

Das Urteil des FG Münster ist rechtskräftig. Es bleibt 
nun abzuwarten, ob und in welcher Weise die Finanzver-
waltung auf die aktuelle Rechtsprechung reagiert. Das 
SHBB Journal wird über die Entwicklungen zu dieser 
Rechtsfrage weiter berichten. 

Abschreibung von Biogasanlagen
Finanzgericht widerspricht Auffassung der Finanzverwaltung

Mit aktuellem Urteil aus Juli 2018 hat das Niedersächsi­
sche Finanzgericht (FG) eine Entscheidung zur umsatz­
steuerlichen Bemessungsgrundlage von Wärmelieferungen 
durch Biogasanlagenbetreiber an nahestehende Personen 
getroffen und damit die Position der Anlagenbetreiber ge­
stärkt. Das Urteil des FG ist zwischenzeitlich rechtskräftig.

Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG, betrieb eine  
Biogasanlage, bei der das erzeugte Gas in einem Block-
heizkraftwerk zur Stromerzeugung und Wärmegewin-
nung verwendet wurde. Damit versorgte sie zum einen 
Einrichtungen des einzigen Gesellschafters mit Wär-
me, zum anderen auch fremde Dritte zu gleichen Kon-
ditionen. Bei der Preisgestaltung orientierte sich die 
Anlagenbetreiberin an den Entgelten anderer Wärme-
lieferer im Gemeindegebiet. Das Finanzamt vertrat die 
Auffassung, dass für die Wärmelieferungen an den Ge-
sellschafter nicht das in Rechnung gestellte Entgelt in 
Höhe von 1,9 Cent/kWh Bemessungsgrundlage für 
die Umsatzsteuer sei, sondern die Selbstkosten, die das  
Finanzamt in Anlehnung an den bundesweit einheitli-
chen durchschnittlichen Fernwärmepreis in Höhe von  
7,50 Cent/kWh ansetzte. Dieser Rechtsauffassung folg-
te das FG nicht, sondern bewertete das Entgelt, welches  
die Anlagenbetreiberin von ihrem Gesellschafter ver-
langte, als marktüblich. Zwar gilt im Umsatzsteuerrecht 
die Besonderheit, dass nicht das vereinbarte Entgelt Be-
messungsgrundlage für die Umsatzsteuer ist, wenn ein 
Unternehmer an eine ihm nahestehende Person – wie im 
Streitfall zum Beispiel der Gesellschafter – liefert, son-
dern der Einkaufspreis für den oder einen gleichartigen 
Gegenstand zum Zeitpunkt des Umsatzes, hilfsweise 
die Selbstkosten für den gelieferten Gegenstand. Diese 
sogenannte Mindestbemessungsgrundlage wird nach 
oben aber durch das marktübliche Entgelt für die Lie-
ferung begrenzt, auch wenn die Selbstkosten höher lie-
gen sollten.

Als marktübliches Entgelt definierte das FG den ge-
samten Betrag, den ein Leistungsempfänger an einen 
Unternehmer unter Berücksichtigung der Handelsstu-
fe zahlen müsste, um die betreffende Leistung zum be-
stimmten Stichtag und unter den Bedingungen des frei-
en Wettbewerbs zu erhalten. Entscheidend sind dabei die 
konkreten Verhältnisse am Standort des Energieverbrau-
ches. Das FG bestätigte im Urteilsfall die Marktüblich-
keit des von der Anlagenbetreiberin erhobenen Entgel-
tes, da tatsächlich Wärme nicht nur an den Gesellschafter, 
sondern in einem nicht unerheblichen Umfang auch an 
fremde Dritte zum selben Entgelt geliefert worden war. 
Die Anlagenbetreiberin stand zwar nicht in einem un-
mittelbaren Wettbewerb zu anderen Wärmelieferanten, 
da die Kunden die Wärme ausschließlich über das eigene 
Leitungsnetz der Anlagenbetreiberin beziehen konnten. 
Die Klägerin konnte aber glaubhaft darlegen, dass sich 
die Preisgestaltung an den Preisen anderer Wärmean-
bieter in der Gemeinde orientierte. Auch entsprachen die 
kalkulierten Kosten annähernd den in Rechnung gestell-
ten Durchschnittspreisen der Anlagenbetreiberin. 

USt auf Wärme
Biogasanlagen

Krankenversicherung
Neue Beitragsregelungen in der gesetzlichen Krankenversicherung

Die Bundesregierung hat das Gesetz zur Beitragsentlas­
tung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung - kurz: GKV-Versichertengesetz auf den Weg gebracht. 
Kernstück ist die Wiedereinführung einer paritätischen 
Beitragstragung durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Da­
rüber hinaus soll die Beitragsbelastung von Selbständigen 
mit geringem Einkommen gesenkt werden. Das Gesetz 
wurde im November 2018 durch Bundestag und Bundes­
rat beschlossen und tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Paritätische Finanzierung
Seit 2015 setzt sich der Krankenversicherungsbeitrag von 
versicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern zu-
sammen aus einem bundesweit einheitlichen allgemei-
nen Beitragssatz und einem kassenindividuellen Zusatz-
beitrag. Der allgemeine Beitragssatz beträgt 14,6 Prozent 

und wird jeweils hälftig vom Arbeitnehmer und Arbeit-
geber getragen. Den Zusatzbeitrag – im Jahr 2018 im 
Bundesdurchschnitt 1,0 Prozent - müssen die Mitglieder 
bislang allein zahlen. Ab 2019 sind die gesamten Kran-
kenversicherungsbeiträge einschließlich der Zusatzbei-
träge wieder hälftig vom Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber zu tragen. 

Absenkung der Mindestbeiträge für Selbständige
Bei Selbständigen bemisst sich die Beitragshöhe nach ih-
rem Einkommen. Selbständige sind daher verpflichtet, ihr 
Einkommen nachzuweisen – in der Regel durch Vorlage 
des aktuellen Einkommensteuerbescheids. Ansonsten 
wird der Höchstbetrag von 4.537,50 unterstellt. 

Das Gesetz sieht bei allen hauptberuflich Selbständi-
gen ein bestimmtes Mindesteinkommen vor. Derzeit 
bemisst sich dieses nach dem 40. Teil der monatlichen 
Bezugsgröße und beträgt für 2018 2.283,75 Euro. Unter
schreitet das tatsächlich nachgewiesene Einkommen 
diesen Betrag, werden die Beiträge auf Grundlage des  
höheren Mindesteinkommens festgesetzt. Ab 2019 wird 
das Mindesteinkommen auf den 90. Teil der monatli-
chen Bezugsgröße abgesenkt. In 2019 beträgt diese da-
mit 1.038,33 Euro pro Monat. Diese Grenze gilt einheit-
lich für alle haupt- und nebenberuflich Versicherten. Die 
Sonderregelungen für Härtefälle und Existenzgründer 
entfallen damit ebenfalls.  
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Für die steuerliche Bewertung von mehrjährigen  
Kulturen in Baumschulbetrieben erlaubt die Finanz-
verwaltung bereits seit vielen Jahrzehnten anstelle einer 
jährlichen Einzelbewertung ein einfacheres pauscha-
les Verfahren. Die bisherige Fassung dieses sogenann-
ten Baumschulerlasses des Bundesfinanzministeriums 
(BMF) sollte eigentlich letztmals für das Wirtschafts-
jahr 2017/18 beziehungsweise 2018 anwendbar sein. 
Mit Schreiben aus Oktober 2018 hat das BMF nun die  
Anwendung des aktuellen Erlasses verlängert. Die bis-
herigen Vereinfachungsregelungen können bis zum Ab-
lauf des Wirtschaftsjahres 2020/21 beziehungsweise 2021 
weiter angewendet werden. Darüber hinaus wird bereits 
eine weitere Verlängerung bis zum Ablauf des Wirt-
schaftsjahres 2022/23 beziehungsweise 2023 angekün-
digt. Allerdings unter dem Vorbehalt, dass nach erfolgrei-
cher Einführung des Projekts „Betriebsvergleich 4.0“ ab 
dem Kalenderjahr 2021 entsprechende statistisch reprä-
sentative Daten von Baumschulbetrieben vorliegen. 

Baumschul­
kulturen
Baumschulerlass verlängert

Wer einzelne oder sämtliche Räume seiner Wohnung 
oder seines Hauses Dritten entgeltlich zur Nutzung 
überlässt, muss die Einnahmen hieraus dem Finanzamt 
mitteilen. Wurden die erzielten Umsätze und Einkünf-
te nicht oder nicht vollständig erklärt, könnte bald ein 
Ermittlungsverfahren wegen Steuerhinterziehung dro-
hen. Die deutschen Steuerbehörden haben nämlich ak-
tuell die irischen Finanzbehörden um Amtshilfe gebeten. 
Im Fokus sind insbesondere Personen, die über Airbnb 
oder ähnliche Internetplattformen ihre Wohnung oder 
einzelne Räume davon zur Vermietung anbieten.

In einer aktuellen Antwort der Bundesregierung aus 
Oktober dieses Jahres auf eine Anfrage mehrerer Bun-
destagsabgeordneter wird die Anfrage an die irischen 
Steuerbehörden bestätigt. Seit Mai 2017 können durch 
den automatischen Informationsaustausch innerhalb 
der EU sogenannte Gruppenanfragen gestellt werden. 
Der deutsche Fiskus möchte im Rahmen der steuerlichen 
Amtshilfe vom irischen Staat Daten über Einnahmen 
deutscher Steuerpflichtiger aus Airbnb-Vermietungen 
erhalten, um diese mit den eingereichten Steuererklä-
rungen abzugleichen. Die irischen Steuerbehörden  
haben sechs Monate Zeit, hierauf zu antworten. 

Vermietung über das Internet

Im Fokus der 
Steuerprüfer

Nach dem Gesetzeswortlaut sind Sattelzugmaschi-
nen ausdrücklich von einer Kfz-Steuerbefreiung aus-
geschlossen. Mit Urteil aus 
März 2018 hat jedoch das 
Finanzgericht Düsseldorf 
(FG) entschieden, dass aus-
schließlich in der Land- oder 
Forstwirtschaft eingesetzte  
Sattelzugmaschinen eine 
Steuerbefreiung erhalten 
können. Im Urteilsfall wurde 
vor der Kfz-Zulassung an der 
Sattelzugmaschine eine zu-
sätzliche Anhängerkupplung 
montiert, um übliche land-
wirtschaftliche Anhänger zu befördern. Die Verwen-
dung des Fahrzeugs als Sattelauflieger wurde durch den 
Umbau nicht verändert. 

Das FG entschied, dass es für die Gewährung der Steu-
erbefreiung besonders darauf ankommt, was in der Zu-
lassungsbescheinigung Teil I hinsichtlich der Fahrzeug-
klasse und des Aufbaus geregelt ist. Denn: Im September 
2015 wurde eine neue Untergruppe im „Verzeichnis 
zur Systematisierung von Kraftfahrzeugen und ihren  
Anhängern“ eingefügt. Da diese es erlaubt, Sattelzug-

maschinen im Rahmen eines Einzelgenehmigungs-
verfahrens als land- oder forstwirtschaftliche Fahr-

zeuge einzustufen, liegt eine  
bindende Grundlage für die  
Gewährung einer Steuerbe-
freiung vor. 

Gegen das Urteil des FG wur-
de Revision vor dem Bundes-
finanzhof eingelegt. Auch 
wenn die Rechtsfrage damit 
noch nicht abschließend ge-
klärt ist, sollte bei der Zulas-

sung von Sattelzugmaschinen, die ausschließlich in land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben eingesetzt werden, 
darauf geachtet werden, dass diese in der Zulassungsbe-
scheinigung entsprechend geschlüsselt werden. Auch für 
bereits zugelassene Sattelzugmaschinen kann eine Än-
derung der Zulassungsbescheinigung im Rahmen ei-
nes Einzelgenehmigungsverfahrens beantragt werden, 
um zukünftig eine Steuerbefreiung in Anspruch neh-
men zu können.

Landwirtschaftlich genutzte Sattelzugmaschinen

Kfz-Steuerbefreiung möglich?
Die Kraftfahrzeugsteuer (Kfz-Steuer) besteuert Fahrzeuge, die am Verkehr auf öffentlichen Straßen teilnehmen.  
Neben Vergünstigungen für bestimmte Fahrzeugtypen oder deren Halter kennt das Kfz-Steuergesetz auch spezielle Steuer­
befreiungen für Zugmaschinen, die ausschließlich in einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb verwendet werden. 

Unser Rat:

Unternehmer, und in bestimmten Fällen auch Privatper­
sonen, müssen nach den steuerlichen und handelsrechtli­
chen Vorschriften ihre Geschäftsunterlagen mehrere Jahre 
lang aufbewahren.

Aufbewahrungsfristen für Unternehmer
Die meisten Buchführungsunterlagen müssen nach den 
gesetzlichen Vorschriften zehn Jahre lang aufbewahrt 
werden; die rein geschäftliche Korrespondenz kann  
dagegen bereits nach sechs Jahren vernichtet werden.

Folgende Unterlagen dürfen 2019 vernichtet werden:
■  Bücher und Aufzeichnungen aus 2008 oder früher
■  Inventare, die bis Ende 2008 aufgestellt worden sind,
■  Jahresabschlüsse, die 2008 festgestellt worden sind,
■  Buchungsbelege, die bis Ende 2008 entstanden sind,
■  Eingangsrechnungen sowie Doppel oder Kopien der  
	 Ausgangsrechnungen, die 2008 oder früher ausge- 
	 stellt worden sind,

■  bis Ende 2012 empfangene und abgesandte Handels- 
	 oder Geschäftsbriefe,
■  sonstige Unterlagen, die 2012 oder früher entstanden  
	 sind.
Achtung: Die oben genannten Aufbewahrungsfristen 
laufen jedoch solange nicht ab, wie die Unterlagen für 
Steuerfestsetzungen von Bedeutung sind, für die noch 
keine Festsetzungsverjährung eingetreten ist. 

Bei IT-gestützten Buchführungssystemen sowie bei 
elektronisch empfangenen Rechnungen ist die Aufbe-
wahrungspflicht nur dann erfüllt, wenn die Buchfüh-
rungsbestandteile sowie die in elektronischer Form emp-
fangenen Rechnungen in gespeicherter Form vorliegen 
und jederzeit wieder sichtbar gemacht werden können. 
Die Unternehmen müssen dafür Sorge tragen, dass auch 
Jahre später noch ein elektronischer Zugriff auf die vor-
handenen Daten möglich ist. Allein die ausgedruckten 
Belege, Rechnungen oder Kontoauszüge aufzubewah-
ren, ist bei Unterlagen, die im Original nur elektronisch  
vorliegen, nicht ausreichend. 

Aufbewahrungsfristen für Privatpersonen
Nach dem Schwarzarbeit-Bekämpfungsgesetz sind 
auch Privatpersonen verpflichtet, Rechnungen und Be-
lege über steuerpflichtige Leistungen aufzubewahren. 
Darunter fallen insbesondere Rechnungen für hand-
werkliche Arbeiten am Haus, in der Wohnung oder am 
Grundstück. Sämtliche Rechnungen über bauliche und 
planerische Leistungen sowie Wartungs-, Reinigungs-, 
Instandhaltungs- oder Gartenarbeiten etc. unterliegen 
einer zweijährigen Aufbewahrungspflicht. Handwerk-
liche Leistungen, die einer Gewährleistungspflicht un-
terliegen, sollten darüber hinaus mindestens fünf Jahre 
lang aufbewahrt werden. 

Aufräumen und Platz schaffen
Diese Unterlagen dürfen Sie ab 2019 vernichten
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Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch 
Gewinne und Verluste aus der Veräußerung von Aktien. 
Erzielt ein Kapitalanleger Aktiengewinne oder andere 
Kapitalerträge, kann er beantragen, dass anstelle der pau­
schalen Abgeltungsteuer, die von Amts wegen angewendet  
wird, eine Steuerberechnung und -festsetzung mit dem  
individuellen Steuertarif erfolgt, bei der unter anderem 
insbesondere auch Aktienverluste berücksichtigt werden.

Verkauft ein Anleger wertlos gewordene Aktien zu ei-
nem symbolischen Kaufpreis, der die Anschaffungs-
kosten nicht übersteigt, erzielt er einen Veräußerungs-
verlust. Dieser kann auf Antrag mit Aktiengewinnen 
verrechnet werden. 

Die Veräußerung zu einem symbolischen Kaufpreis 
ist kein Gestaltungsmissbrauch, so entschied der Bun-
desfinanzhof (BFH) entgegen der bisherigen Auffassung 
der Finanzverwaltung mit einem aktuellen Urteil aus 
Juni 2018. In dem Urteilsfall hatte der Anleger in den 
Jahren 2009 und 2010 Aktien mit Anschaffungskosten 
von 5.800 Euro gekauft, die nahezu wertlos wurden. Er 
verkaufte die Aktien im Jahr 2013 für insgesamt 14 Euro  

an eine Sparkasse. Der Kaufpreis wurde von der Spar-
kasse als Transaktionskosten einbehalten. Außerdem er-
zielte der Anleger im Jahr 2013 Aktiengewinne in Höhe 
von 6.800 Euro, die der Abgeltungssteuer von 25 Pro-
zent unterworfen wurden. Im Rahmen der persönli-
chen Einkommensteuererklärung stellte er einen An-
trag auf Steuerberechnung und -festsetzung nach dem 
individuellen Steuertarif, damit die Aktiengewinne mit 
den Aktienverlusten verrechnet werden können. Dies 
lehnte das Finanzamt ab, weil es den Verkauf der Ak-
tien zu einem symbolischen Wert von 14 Euro nicht als  
Veräußerung ansah. 

Der BFH widerspricht der Auffassung der Finanzver-
waltung mit der Begründung, dass ein Steuerpflichtiger 
die Freiheit hat, darüber zu entscheiden, ob, wann und zu 
welchem Wert er Aktien kauft und verkauft. Dem BFH zu-
folge kommt es nicht darauf an, ob der Kaufpreis höher 
ist als die Transaktionskosten. Selbst ein Kaufpreis von 
0 EUR würde ausreichen, um von einer Veräußerung aus-
zugehen, wenn die Aktien wertlos sind. Offen blieb aller-
dings, ob der BFH auch eine bloße Ausbuchung der wert-
losen Papiere ebenfalls als Veräußerung beurteilt hätte. 

Kapitaleinkünfte
Verluste aus Aktienverkäufen bei privaten Kapitaleinkünften

Grundsätzlich haben Kaufleute für den Schluss eines  
jeden Geschäfts- beziehungsweise Wirtschaftsjahres ein  
Inventar, eine Bilanz und eine Gewinn- und Verlustrech­
nung aufzustellen. 

Das Inventar, in dem die einzelnen Vermögensgegen-
stände nach Art, Menge und unter Angabe ihres Werts 
genau zu verzeichnen sind, ist aufgrund einer körperli-
chen Bestandsaufnahme – der Inventur – zu erstellen. 
Von der Verpflichtung zur Bilanzierung ausgenom-
men sind Kaufleute, die an zwei aufeinander folgen-
den Abschlussstichtagen nicht mehr als 600.000 Euro 
Umsatz und nicht mehr als 60.000 Euro Jahresüber-
schuss erzielt haben. In diesen Fällen kann der Gewinn 
mittels Einnahmenüberschussrechnung ermittelt wer-
den. Wird innerhalb der oben genannten Grenzen aber 
freiwillig ein Jahresabschluss mit Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung erstellt, ist auch eine Inventur 
erforderlich.

Für die körperliche Bestandaufnahme kommen nach-
folgende Durchführungsmöglichkeiten in Frage:

■  Stichtagsinventur
Die Inventur für den Bilanzstichtag braucht nicht an die-
sem vorgenommen werden. Sie kann auch zeitnah, bis zu 
zehn Tage vor oder nach dem Bilanzstichtag durchgeführt 
werden, wenn sichergestellt ist, dass Bestandsveränderun-
gen zwischen dem Bilanzstichtag und dem Tag der Be-
standaufnahme anhand von Belegen oder Aufzeichnun-
gen ordnungsgemäß berücksichtigt werden. 

■  Zeitverschobene Inventur
Die jährliche körperliche Bestandsaufnahme kann ganz 
oder teilweise innerhalb der letzten drei Monate vor oder 
der ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag durch-
geführt werden. Der sich danach ergebende Gesamtwert 
des Bestandes ist dann wertmäßig auf den Bilanzstichtag 
fortzuschreiben oder zurückzurechnen. 

■  Permanente Inventur
Die körperliche Bestandsaufnahme für den Bilanzstich-
tag kann auch ganz oder teilweise aufgrund einer per-
manenten Inventur erstellt werden. Der Bestand für den 
Bilanzstichtag kann in diesem Fall nach Art und Menge 
anhand von Lagerbüchern in Papier oder elektronischer 
Form beziehungsweise Lagerkarteien festgestellt werden. 
In diesem Fall müssen die Bestände nach Art, Menge 
und Wert laufend aufgezeichnet und fortgeschrieben 
werden. Mindestens einmal jährlich muss aber auch eine 
tatsächliche körperliche Bestandsaufnahme stattfinden. 
Hierfür kann ein beliebiger Zeitpunkt und eine beliebig 
abgrenzbare Teilmenge ausgewählt werden. Insgesamt 
muss aber über das Jahr verteilt summarisch eine lü-
ckenlose körperliche Bestandsaufnahme vorliegen, um 
das in den Lagerbüchern beziehungsweise Lagerkarteien  
ausgewiesene Vorratsvermögen mit den tatsächlich  
vorhandenen Beständen abzugleichen. 

Inventur
Körperliche Bestandsaufnahme notwendig

Entschädigungen, die ein Grundstückseigentümer für die 
Überspannung seines dem steuerlichen Privatvermögen 
zuzurechnenden Grundstücks mit einer Hochspannungs­
leitung erhält, unterliegen nach einem aktuellen Urteil des 
Bundesfinanzhofs (BFH) aus Juli 2018 nicht der Einkom­
mensteuer. Dies gilt jedenfalls dann, wenn es sich um eine 
zeitlich unbeschränkte, also dauerhafte Duldung handelt 
und die Erlaubnis zur Überspannung erteilt wurde, um  
einer drohenden Enteignung zuvorzukommen.

Im Urteilsfall wurde ein selbst bewohntes Einfamilien-
haus mit einer Stromleitung überspannt. Für die Über-
spannung und die dingliche Absicherung einer immer-
währenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im 

Grundbuch erhielt der Grundstückseigentümer vom 
Netzbetreiber eine Einmalentschädigung in Höhe von 
zehn Prozent des Verkehrswerts des überspannten 
Grundstücks. Das Finanzamt unterwarf die Entschädi-
gung der Einkommensbesteuerung. Dieser Auffassung 
widersprach der BFH und entschied, dass im Urteilsfall 
nicht die zeitlich befristete Nutzungsmöglichkeit im Vor-
dergrund steht. Die Entschädigung bezweckt vielmehr ei-
nen Ausgleich für die mit der dauerhaften Überspannung 
verbundene Wertminderung des Grundstücks. Zudem 
berücksichtigt der BFH den Umstand, dass der Grund-
stückseigentümer ohne sein Einverständnis wahrschein-
lich zwangsenteignet worden wäre. Daher liegen weder 
Vermietungs- noch sonstige Einkünfte vor.   

Steuerfreiheit prüfen!
Entschädigung für Stromleitungen über Privatgrundstücken

Aufgrund einer Gesetzesänderung können Kindergeldan­
träge seit 2018 rückwirkend nur noch für einen Zeitraum 
von sechs Monaten gestellt werden. Maßgebend ist der Ein­
gang des Antrags bei der zuständigen Kindergeldstelle.  

Anspruch auf Kindergeld besteht grundsätzlich für min-
derjährige Kinder unter 18 Jahren. Auch für Kinder zwi-
schen 18 und 21 Jahren wird Kindergeld gewährt, wenn 
die Kinder nicht in einem Beschäftigungsverhältnis ste-
hen und bei der Agentur für Arbeit arbeitssuchend ge-
meldet sind. Befindet sich das volljährige Kind in einer 
Berufsausbildung beziehungsweise kann es diese man-
gels Ausbildungsplatz nicht beginnen oder liegt eine 
Übergangszeit zwischen zwei Ausbildungsabschnitten 
von längstens vier Monaten vor, können Kinder maxi-
mal bis zum 25. Lebensjahr berücksichtigt werden. Dies 
gilt auch, wenn das Kind einen im Gesetz genannten frei-
willigen Dienst leistet, wie zum Beispiel den Bundesfrei-
willigendienst oder ein freiwilliges soziales Jahr oder ein 
freiwilliges ökologisches Jahr. Körperlich, geistig oder 
seelisch behinderte Kinder werden ebenfalls bis zum 
25. Lebensjahr berücksichtigt. 

Die seit 2018 auf sechs Monate verkürzten Antrags-
fristen sind insbesondere bei einem volljährigen Kind 
problematisch, wenn noch nicht feststeht, welchen wei-
teren beruflichen Werdegang es einschlagen wird. Ein 
Kindergeldantrag sollte möglichst frühzeitig gestellt wer-
den. Gegebenenfalls können fehlende Unterlagen später 
nachgereicht werden. 

Kindergeld
Antragsfristen beachten!
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Das Finanzgericht Köln (FG) hat mit aktuellem, nicht 
rechtskräftigem Urteil aus März 2018 entschieden, dass 
Spenden einer GmbH als verdeckte Gewinnausschüttungen 
(vGA) zu beurteilen und nicht als Betriebsausgaben abzugs­
fähig sind, wenn die Spenden auf einer persönlichen Nähe 
zwischen Gesellschafter und Spendenempfänger beruhen. 

Im Urteilsfall hatten Eheleute, die zu 80 Prozent an einer 
GmbH beteiligt waren, eine Stiftung mit dem Zweck der 
Förderung von Kunst und Kultur gegründet. Die GmbH 
spendete in mehreren Jahren selbst erworbene Kunst-
werke mit einem Gesamtwert in sechsstelliger Höhe an 
die Stiftung und machte dafür einen Betriebsausgaben- 
und Spendenabzug geltend. Nachdem das Finanzamt 
den Abzug versagt hatte, bestätigte das FG die Auffas-
sung der Finanzverwaltung mit der Begründung, dass 
die Stiftung als nahestehende Person der Gesellschaf-
ter-Eheleute anzusehen sei und eine vGA auch vorlie-
gen kann, wenn der Vorteil nicht direkt bei den Gesell-
schaftern der GmbH eintritt. Die Zuwendungen seien 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, insbeson-
dere, weil die Eheleute auch eigene Spenden an die Stif-
tung geleistet hätten. 

Spenden einer 
GmbH
Mögliche vGA prüfen!

Nach dem GmbH-Gesetz muss nach jeder personellen 
Veränderung innerhalb des Gesellschafterkreises einer 
Kapitalgesellschaft oder des Umfangs der Beteiligung  
eines Gesellschafters durch den Geschäftsführer eine 
unterschriebene Gesellschafterliste zum Handelsregister 
eingereicht werden.  

Mit Wirkung zum 1. Juli 2018 hat der Gesetzgeber die 
sogenannte Gesellschafterlistenverordnung verkündet. 
Ziel der sehr formell gestalteten Vorschriften ist, die 
Handelsregister in die Lage zu versetzen, Gesellschafter 
und deren Geschäftsanteile möglichst schnell zu identi-
fizieren. So schreibt die neue Verordnung vor, dass zu-
künftig nicht nur die Gesellschafter fortlaufend mit ara-
bischen – und nicht mit römischen – Zahlen aufzulisten 
sind, und dass Änderungen im Vergleich zu früher ein-
gereichten Listen nunmehr in einer gesonderten Verän-
derungsspalte kenntlich zu machen sind. Die prozentua-
len Beteiligungsverhältnisse sind mit mindestens einer 
Nachkommastelle darzustellen, damit insbesondere fest-
gestellt werden kann, ob ein Gesellschafter mehr als 25 Pro-
zent der Geschäftsanteile hält und dadurch als sogenannter 
wirtschaftlich Berechtigter einzuordnen ist.

Eine gewisse Erleichterung für die Praxis ist, dass zu-
künftig Notare, die Veränderungen der Verhältnisse 
beurkundet haben, die Gesellschafterliste anstelle der 
Geschäftsführer zu unterschreiben und zum Handels-
register einzureichen haben. 

Gesellschafter­
liste
Neue Vorschriften beachten

Bisher haben Arbeitnehmer/innen in Teilzeitarbeit mit  
einem Verlängerungswunsch ihrer Arbeitszeit lediglich 
einen Anspruch auf bevorzugte Berücksichtigung bei der 
Besetzung eines entsprechenden freien Arbeitsplatzes. Ab 
2019 hat der Arbeitnehmer nach dem neu gefassten Teilzeit- 
und Befristungsgesetz (TzBfG) unter bestimmten Voraus­
setzungen einen Rechtsanspruch auf eine zeitlich befristete  
Arbeitszeitverringerung, die sogenannte Brückenteilzeit. 

Ein Arbeitnehmer kann nach dem TzBfG verlangen, dass 
seine vertraglich vereinbarte Arbeitszeit für einen im Vo-
raus zu bestimmenden Zeitraum verringert wird, wenn 
sein Arbeitsverhältnis bereits länger als sechs Monate 
bestanden hat. Die sechsmonatige Wartezeit ergibt sich 
aus dem Gedanken, dass die Vertragsparteien regelmä-
ßig eine Probezeit von maximal sechs Monaten vereinba-
ren. Sie war auch schon bisher zu beachten, wenn ein Ar-
beitnehmer dauerhaft seine Arbeitszeit verringern wollte. 
Aufgrund der neuen Gesetzeslage kann ab 2019 die Situa-
tion eintreten, dass ein Arbeitgeber, der eine Vollzeitstelle 
ausgeschrieben und auch entsprechend besetzt hat, sich 
nach dem Ablauf der Probezeit plötzlich mit dem Verlan-
gen des gerade neu eingestellten Arbeitnehmers konfron-
tiert sieht, die Vollzeit- in eine Teilzeitstelle umwandeln. 
Der Anspruch auf Brückenteilzeit ist nicht an das Vorlie-
gen bestimmter Gründe, wie zum Beispiel Kindererzie-
hung oder Pflege von Angehörigen, gebunden. Allerdings 
hat der Arbeitnehmer keinen Anspruch darauf, dass die 
Beschäftigung mit der veränderten Arbeitszeit auf dem 
gleichen Arbeitsplatz erfolgt. Der Arbeitgeber kann 
im Rahmen seines Direktionsrechts eine gleichwertige  
Arbeit auf einer entsprechenden Teilzeitstelle zuweisen.

Beweislast für die Arbeitgeber
Der Arbeitgeber kann das Verlangen des Arbeitnehmers 
nach Verringerung der Arbeitszeit ablehnen, soweit be-
triebliche Gründe entgegenstehen. Die Beweislast dafür, 
dass entsprechende betriebliche Gründe vorliegen, trägt 
der Arbeitgeber. Im Streitfall muss er vor Gericht vor-
tragen und beweisen, dass keine geeignete Teilzeitstelle  
existiert oder bei einer vorhandenen Teilzeitstelle die 
Arbeitszeitwünsche anderer Beschäftigter vorrangig zu 
berücksichtigen waren, weil andere Arbeitnehmer/innen  
für die Besetzung des speziellen Arbeitsplatzes nach  
objektiven Kriterien besser geeignet sind.

Kleinunternehmerklausel
Ein Arbeitnehmer hat nur dann einen gesetzlichen An-
spruch auf eine zeitlich begrenzte Verringerung seiner 
Arbeitszeit, wenn sein Arbeitgeber in der Regel mehr 
als 45 Arbeitnehmer beschäftigt. Bei der Feststellung 
der Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer ist auf das 
Unternehmen und nicht auf den jeweiligen Beschäfti-
gungsbetrieb des Arbeitgebers abzustellen. Ausschlag-
gebend ist also, wer der Arbeitgeber desjenigen Arbeit-
nehmers ist, der die Brückenteilzeit verlangt. In Betrieben, 
in denen Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber tätig sind,  
sogenannte Gemeinschaftsbetriebe, findet damit keine 
Zusammenrechnung statt.

Ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als 45, aber nicht 
mehr als 200 Arbeitnehmer beschäftigt, kann das Verlan-
gen eines Arbeitnehmers ablehnen, wenn zum Zeitpunkt 
des Beginns der begehrten Arbeitszeitreduktion bereits 
einer bestimmten Zahl anderer Arbeitnehmer Brücken-
teilzeit gewährt wird. Der Schwellenwert steigt in mehre-
ren Stufen mit der Anzahl der beschäftigten Arbeitneh-
mer von vier in Betrieben mit 45 bis 60 Arbeitnehmern 
bis auf 14 in Betrieben von 195 bis 200 Arbeitnehmern an. 

Bei der Ermittlung der regelmäßigen Arbeitnehmer-
zahl gilt das Kopf-Prinzip, das heißt, es wird nicht zwi-
schen Voll- oder Teilzeitkräften unterschieden. Auszubil-
dende und Praktikanten sind nicht einzubeziehen. Auch 
kurzfristig Beschäftigte bleiben regelmäßig unberück-
sichtigt, während Arbeitnehmer, deren Beschäftigungs-
verhältnis zeitlich ruht, zum Beispiel wegen Elternzeit, 
anzurechnen sind.

Neue Formvorschriften
Arbeitnehmer haben zukünftig bei dem Verlangen einer 
Brückenteilzeit zu beachten, dass sie ihren Antrag dem 
Arbeitgeber mindestens in Textform, zum Beispiel per 
E-Mail, mitteilen müssen.

Bei einer Ablehnung muss der Arbeitgeber beach-
ten, dass die Ablehnung dem Arbeitnehmer schriftlich 
mitzuteilen ist. Die Textform reicht also hierfür nicht 
aus. Außerdem muss eine Ablehnung dem Arbeit-
nehmer spätestens einen Monat vor dem gewünschten  
Beginn mitgeteilt werden. Wird diese Frist verpasst,  
fingiert das Gesetz die Zustimmung des Arbeitgebers. 
Dies gilt auch bei einem Verstoß gegen das Schriftform-
erfordernis. 

Ergeben sich nachträglich betriebliche Gründe, die 
einer Brückenteilzeit entgegengestanden hätten, kann 
dieses nicht mehr berücksichtigt werden. Nachträgli-
che betriebliche Gründe, die zu einer anderen Arbeits-
zeitverteilung der bereits wirksam entstandenen Teilzeit 
führen könnten, kann der Arbeitgeber aber noch für die 
Zukunft geltend machen.

Erhöhter Verwaltungsaufwand
Arbeitgeber müssen zukünftig sorgfältig aufzeichnen, 
welcher Arbeitnehmer für welche Zeit Brückenteilzeit 
in Anspruch genommen hat, um mitteilen zu können, 
welches Verlangen sie unter Verweis auf das Erreichen 
des Schwellenwertes ablehnen. Der  Arbeitnehmer kann 
nach Ablehnung durch den Arbeitgeber seinen Antrag 
frühestens nach einem Jahr wiederholen. Eine gesetzli-
che Pflicht des Arbeitgebers, seinen Arbeitnehmer dar-
auf hinzuweisen, wann ein Antrag erneut gestellt werden 
kann, besteht bisher nicht. 

Als Arbeitgeber sind Sie gut beraten, sich frühzeitig mit 
den neuen Regeln im Teilzeit- und Befristungsgesetz zu 
beschäftigen, um mögliche Formfehler zu vermeiden 
und nicht gegenüber Ihren Mitarbeitern in Argumen-
tationsnot zu geraten.

Teilzeit- und Befristungsgesetz
Neue Regelungen für Brückenteilzeit

Unser Rat:
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Zitat
Auch Quellen und 
Brunnen versiegen, 
wenn man zu oft und 
zu viel aus ihnen 
schöpft.

Demosthenes, 
griechischer Redner

384 – 322 v. Chr. 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist 
bei Überweisung

Einkommensteuer

Solidaritätszuschlag

Kirchensteuer
11.03. 14.03.

Körperschaftsteuer

Umsatzsteuer

10.01. 14.01.

11.02. 14.02.

11.03. 14.03.

Lohnsteuer 10.01. 14.01.

Kirchensteuer 11.02. 14.02.

Solidaritätszuschlag 11.03. 14.03.

Gewerbesteuer 15.02. 18.02.

Grundsteuer 15.02. 18.02.

Steuertermine Januar bis März 2019

Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst  
drei Tage nach Eingang des Schecks als erfolgt gilt.

Wir wünschen…
…Ihnen ein frohes und erholsames Weihnachtsfest mit schönen Stunden im Kreis der  
Familie und Freunde und einen guten Start in ein glückliches, erfolgreiches und vor allem 
gesundes neues Jahr. Unsere Wünsche verbinden wir mit dem Dank für die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit im vergangenen Jahr.

Dr. Willi Cordts Maik JochensDr. Marc Habersaat

Anfang 2019 bietet der Unternehmensverbund der 
SHBB und des Landwirtschaftlichen Buchführungsver-
bandes mit seinen Tochterunternehmen wie in jedem 
Jahr eine Reihe von Informationsveranstaltungen, 
verteilt über das gesamte räumliche Arbeitsgebiet an: 
Steuerberater/innen aus dem Unternehmensverbund 
informieren Sie über aktuelle steuerliche Änderungen 
und Gestaltungsmöglichkeiten und Gastreferenten be-
handeln spezielle Einzelthemen aus ihren jeweiligen  
Arbeitsgebieten. Die Gastvorträge richten sich teilweise 
speziell an die Mitglieder des Buchführungsverbandes, 
teilweise aber auch branchenunabhängig sowohl an 

Land- und Forstwirte als auch an gewerbliche und frei-
berufliche Mandanten. 

Das Programmheft mit sämtlichen Veranstaltun-
gen können Sie über Ihre Beratungsstelle beziehen 
oder in der Hauptgeschäftsstelle unter info@shbb.de,  
Fax: 04 31-59 36-109, Telefon 04 31-59 36-119 bestellen. 
Oder Sie nutzen den Online-Zugang zur Veranstaltungs-
reihe unter www.shbb.de/Veranstaltungen beziehungs
weise mit Hilfe des nebenstehenden 
QR-Codes. 

Familienmitglieder und Gäste sind 
herzlich willkommen.

Mit der Einführung des bundesweiten Mindestlohns 
zum 1. Januar 2015 hatte der Gesetzgeber der Mindest-
lohnkommission die Aufgabe übertragen, alle zwei Jah-
re über Anpassungen der Höhe des Mindestlohnes zu 
entscheiden. Im Juni 2018 hat die Kommission beschlos-
sen, den gesetzlichen Mindestlohn von derzeit 8,84 Euro  
brutto je Zeitstunde ab 1. Januar 2019 auf 9,19 Euro und 
ab 1. Januar 2020 auf 9,35 Euro brutto je Stunde zu er-
höhen. Die neuen Mindestlohnhöhen sind von allen  
Arbeitgebern in allen Branchen zu berücksichtigen, 
wenn das Mindestlohngesetz ohne Ausnahme anzu-
wenden ist. Arbeitgeber haben allerdings zu prüfen, ob 
für ihre Branche Tarifverträge mit höheren Löhnen als 
der gesetzliche Mindestlohn existieren. Solche Tarifver-

träge, die auf Basis des Arbeitnehmerentsendegesetzes, 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder des Tarif-
vertragsgesetzes durch die Bundesregierung für allge-
meinverbindlich erklärt worden sind, haben Vorrang 
vor dem gesetzlichen Mindestlohn. Zudem können auf 
regionaler Ebene Tarifverträge mit höheren Mindestlöh-
nen maßgebend sein, die gerade nicht für allgemeinver-
bindlich erklärt sind. Solche Tarifverträge finden aber 
nur dann auf ein Arbeitsverhältnis Anwendung, wenn 
■  beide Parteien tarifgebunden sind, weil der Arbeit-
geber im Arbeitgeberverband und der Arbeitnehmer in 
der Gewerkschaft organisiert ist,
■  oder die Anwendung des Tarifvertrags eindeutig im 
Arbeitsvertrag vereinbart wurde 

■  oder eine entsprechende einzelbetriebliche Übung 
besteht.

Schließlich sind vom Arbeitgeber auch landesrecht-
liche Mindestlohnregelungen zu beachten, die dem ge-
setzlichen Mindestlohn vorgehen. So sieht beispielsweise 
das Tariftreue- und Vergabegesetz in Schleswig-Holstein 
einen Mindestlohn von derzeit 9,99 Euro brutto pro Ar-
beitsstunde vor. Nach dem Landesmindestlohngesetz 
Schleswig-Holstein haben Arbeitgeber mindestens 
9,18 Euro brutto pro Stunde zu zahlen, wenn Zuwen-
dungen aus dem Landeshaushalt gewährt werden. An-
gesichts der bevorstehenden Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns ist das Landesmindestlohngesetz Schles-
wig-Holstein zum 1. Januar 2019 aufgehoben worden. 

Mindestlohn 
Erhöhung ab 2019 in zwei Stufen

Harald Jordan

Einladung
52 Fachvortragsveranstaltungen

Fachveranstaltungen der Kanzleien des/der ...
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